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Umgang mit Schweigepflicht mit Ärzten
Fragestellung:

Ich bin Sekretär der Vormundschaftskommission X (Kanton Bern) und Leiter der Sozialdienste. Gestern hatten wir ein Treffen mit unseren Dorfärzten. Dabei stellte sich die Frage nach der rechtlichen Grundlage zum Auskunftsrecht bzw. zur Auskunftspflicht der Ärzte gegenüber unserer Stelle:

· Als Vormundschaftskommission verfügen wir medizinische Begutachtungsaufträge oder ersuchen vor Errichtung einer Massnahme um Stellungnahme zur Urteilsfähigkeit einer Person. Welches ist die rechtliche Grundlage zur Auskunftspflicht der Mediziner gegenüber der Vormundschaftsbehörde?

· Beistand oder Vormund ist für die Betreuung seines Mündels und damit zur Aufgabenerfüllung oft auch auf die Beurteilung einer Situation durch den Hausarzt des Mündels angewiesen. Gibt es dazu rechtliche Grundlagen und wenn ja, sind diese je nach Mandat unterschiedlich (Vormund, Beirat, Beistand, Erziehungsbeistand)?

Erwägungen:

Es sind folgende Situationen zu unterscheiden:

1. Arzt/Ärztin als Gutachter/in im Rahmen einer vormundschaftlichen Abklärung

Die Behörde hat den Sachverhalt von Amtes wegen abzuklären (siehe dazu Art. 18 VRG BE). Dazu kann sich die Behörde den entsprechenden Mitteln bedienen wie z.B. des Gutachtens (Art. 19 VRG BE). In bestimmten Verfahren ist zudem die Einholung eines Gutachtens zwingende Notwendigkeit (vgl. dazu Art. 374 Abs. 2 ZGB). Wird eine Medinzinalperson als Gutachter/in beauftragt, so steht sie im direkten Rechtsverhältnis zur Behörde und klärt in ihrem Auftrag z.B. die Urteilsfähigkeit ab oder erstellt ein Gutachten über den Gesundheitszustand und die Auswirkungen auf die zur Frage stehende Situation. In diesem Kontext kann sich der/die Gutachterin nicht auf das Arztgeheimnis berufen und nist gegenüber der Behörde vollumfänglich auskunftspflichtig, soweit dies mit dem Gutachtensauftrag im Zusammenhang steht. Problematisch kann in diesem Zusammenhang sein, wenn bereits ein Vertragsverhältnis (Arztvertrag) mit dem Interdizienden besteht und der Gutachter Informationen aus diesem Vertragsverhältnis für die Erstellung des Gutachtens verwendet.

Art. 18 VRG BE

1 Die Behörden stellen den Sachverhalt von Amtes wegen fest.

2 Sie bestimmen Art und Umfang der Ermittlungen, ohne an die Beweisanträge der Parteien gebunden zu sein.

Art. 19 VRG BE

1 Die Behörden können insbesondere folgende Beweismittel heranziehen: 

Urkunden, Amtsberichte, Auskünfte der Parteien oder Dritter, Parteiverhör, Zeugenaussage, Augenschein, Gutachten von Sachverständigen und technische Mittel mit Urkundencharakter

2 Die Ermittlung des Sachverhalts und die Beschaffung der Beweismittel erfolgen grundsätzlich nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung [BSG 271.1] ; vorbehalten bleiben abweichende Bestimmungen des Steuerrechts.

2. Arzt/Ärztin als Auskunftsperson im Rahmen einer vormundschaftlichen Abklärung

Wird der Arzt nicht formell als Gutachter beauftragt sondern erkundigt sich die Vormundschaftsbehörde beim Arzt über die Inhalte des bestehenden Arzt-Patientenverhältnis, so verhält es sich im Grundsatz nicht anders, als wie eine Drittperson beim Arzt um Auskunft nach fragt. Der Arzt/die Ärztin steht unter der beruflichen Schweigepflicht nach Art. 321 StGB und darf im Grundsatz keine Auskunft erteilen, ausser er/sie sei durch den Klienten/die Klientin selber vom Arztgeheimnis befreit, es liegt eine Entbindung durch die Aufsichtsbehörde vor oder er/sie ist auf Grund einer gesetzlichen Grundlage von der Schweigepflicht befreit (z.B. Kindesschutzangelegenheiten: Ist an einem Unmündigen eine strafbare Handlung begangen worden,  so sind auch Ärzte berechtigt, der Vormundschaftsbehörde Meldung zu machen. Einige EG ZGB sehen dies auch bereits bei Vorliegen einer Kindesgefährdung vor, nicht aber der Kanton Bern, der zwar in Art. 25 EG ZGB jedermann berechtigt, Anzeige zu machen, im Falle von Ärzten genügt dies allerdings nicht, um das Berufsgeheimnis zu durchbrechen, wenn keine strafbare Handlung i.S. von Art. 358ter StGB vorliegt. Vergleiche im Übrigen die Weisung vom 27. Januar 1997 für den schulärztlichen Dienst, publiziert in ASB 1997 Nr. 4 S. 29-34). 

Diese Situation ist in der Abklärungsarbeit sehr häufig. Die VB möchte vom behandelnden Arzt (z.B. Hausarzt) wissen, wie die gesundheitliche Situation der Person X ist, um die notwendigen Beweise zur Errichtung einer Massnahme oder aber Einstellung des Verfahrens zu erhalten. Ist der Klient noch urteilsfähig, so kann sich der Arzt/die Ärztin von der Schweigepflicht durch die Klientin entbinden lassen. Ist sie nicht mehr urteilsfähig, so hat der Arzt eine Interessenabwägung im Sinne des hypothetischen Patientenwillens zu machen und entsprechend danach zu handeln (Auskunft erteilen oder nicht). Diese Interessenabwägung ist heikel, sollte aber auch auf dem Hintergrund betrachtet werden, dass es kaum im Interesse der/des Klienten ist, ein formelles Gutachten einzuholen, wenn der Hausarzt die Information ohne ausdrückliche Ablehnung der Klientschaft liefern kann. Hier gilt im Besonderen auch der Hinweis auf die allgemeine Notstandshilfe gemäss Art. 34 Strafgesetzbuch, welche den Arzt berechtigt, das Berufsgeheimnis zu durchbrechen, wenn er dadurch Leib, Leben, Freiheit, Ehre oder Vermögen aus einer unmittelbaren, nicht anders abwendbaren Gefahr zu erretten vermag. 

3. Arzt/Ärztin als Auskunftsperson gegenüber einer vormundschaftlichen Mandatsträger/in

Der Arztvertrag respektive die Informationen aus diesem Verhältnis sind den höchstpersönlichen Rechten gemäss Art. 19 Abs. 2 ZGB zuzuordnen (vgl. dazu Stella Rouka, Das Selbstbestimmungsrecht des Minderjährigen bei ärztlichen Eingriffen, Frankfurt am Main 1996). Dies bedeutet, dass die Gestaltung dieses Vertragsverhältnisses grundsätzlich in der Kompetenz des/der urteilsfähigen Klient/in liegt. Die höchstpersönlichen Rechte können durch den/die Mandatträger/in vertreten werden, soweit sie nicht absoluthöchstpersönlicher Natur sind oder der/die urteilsfähige Klient/in eine Vertretung ausdrücklich ablehnt. 

Wie weit eine Ärztin/ein Arzt nun einer Mandatsträger/in Auskunft über den Inhalt der Behandlung gibt, hängt von Massnahme (Vertretungsbefugnis), dem Auftrag und der konkreten Situation ab. Hat z.B. ein Beistand nach Art. 308 Abs. 2 ZGB die Aufgabe, eine therapeutische oder medizinische Behandlung für ein Kind zu organisieren, so wird der Arzt ihm gegenüber sehr weit Auskunft geben können. Eine allgemeine Erziehungsbeistandschaft hingegen beinhaltet keine Vertretungskompetenz und diesbezüglich wird sich der/die Ärztin an die Schweigepflicht halten und eine Ermächtigung der Eltern zur Auskunft an den Erziehungsbeistand verlangen. Sucht ein urteilsfähiger Jugendlicher selbstständig einen Arzt/eine Ärztin auf, so ist der Arzt/die Ärztin an die Schweigepflicht gebunden und kann gegen den Willen des/der Jugendlichen keine Auskünfte erteilen. Eventuell kann der Arzt an die Vormundschaftsbehörde gelangen, wenn aus seiner Sicht weitere Kindesschutzmassnahmen notwendig sind. Diese Kompetenz müsste aber im EG ZGB ausdrücklich formuliert sein (z.B. vgl. EG ZGB Kanton Aargau). Im Kanton Bern ist dies nicht geregelt. 

Aus der allgemeinen Fürsorgepflicht des Vormundes (Art. 405 Abs. 1 und 2 ZGB für Unmündige; Art. 406 und 407 ZGB für Erwachsene) und deren analoge Anwendung auf die verschiedenen Beistandschaften des Erwachsenenrechts  ergibt sich zudem, wie weit der Auftrag der Mandatträger/in reicht und ob eine Vertretung gegenüber dem Arzt/der Ärztin beinhaltet ist. Wo ein Informationsaustausch zur Wahrung der Interessen der Betreuten erforderlich ist, liegt eine Rechtfertigung im Sinne einer Geschäftsführung ohne Auftrag vor, welche den Arzt zur Durchbrechung des Arztgeheimnisses ermächtigt (Basler Kommentar ZGB-Affolter N 48 ff. zu Art. 406,sowie  N 42 ff. zu Art. 405), soweit sich der Informationsaustausch auf das Erforderliche beschränkt (Volker Dittmann, Die Zusammenarbeit zwischen Arzt und Vormund gegenüber dem Arzt- und Vormundschaftsgeheimnis, ZVW 1997 S. 81, 84).
Zusammenfassung:

· Wird die Ärztin/der Arzt von der VB als Gutachter/in eingesetzt, so kann sich der Arzt/die Ärztin nicht auf die berufliche Schweigepflicht aus Art. 321 StGB gegenüber der auftraggebenden Behörde berufen und ist verpflichtet, alle notwendigen Informationen aus der Erfüllung des Gutachtensauftrages an die Behörde weiterzuleiten (oder den Auftrag abzulehnen).
· Wird der Arzt/die Ärztin als Auskunftsperson einbezogen, so hat er/sie die berufliche Schweigepflicht zu beachten. Er kann der Behörde Auskunft erteilen, wenn eine ausdrückliche Entbindung seitens des urteilsfähigen Klienten vorliegt oder auf Grund des hypothetischen Patientenwillens eine Auskunft des Arztes/der Ärztin im Interesse des Klienten liegt oder wenn eine ausdrücklich gesetzliche Ermächtigung besteht (z.B strafbare Handlungen an Unmündigen).

· Gegenüber den Mandatträger/innen beurteilt sich die Schweigepflicht aus dem konkreten Mandat und der Aufgabe des/der Mandatträger/in. Auch hier ist eine Entbindung von der Schweigepflicht durch den/die urteilsfähige Klient/in notwendig oder der Mandatträger ist durch eine gesetzliche Fürsorgepflicht und Vertretungskompetenz befugt, den Klient/die Klientin gegenüber dem Arzt/der Ärztin zu vertreten. 

Urs Vogel
Bern, 16. Juni 2003
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